Ascherslebener LINKE startet Rentenkampagne gegen Altersarmut und Rente ab 67

Im Rahmen der bundesweiten Rentenkampagne der Partei DIE LINKE gegen Altersarmut und Rente ab 67 führte der Ortsverband Aschersleben ein Bürgerforum in Lillis Restaurant durch. Trotz Ferien und hochsommerlicher Temperaturen folgten rund 50 Bürgerinnen und Bürger aus dem Altkreis Aschersleben-Staßfurt der Einladung am 26. Juli, darunter zahlreiche Mitglieder von Gewerkschaften, Interessen- und Sozialverbänden.

Auf Einladung der Ascherslebener Bundestagsabgeordneten Elke Reinke und des LINKEN Ortsvorsitzenden Wolfgang Menzel stellte die Vorsitzende des Gesundheitsausschusses im Deutschen Bundestag, Dr. Martina Bunge, die Forderungen und Pläne der LINKEN für eine zukunftsfähige, solidarische und vor Altersarmut schützende gesetzliche Rentenversicherung vor.

So lehnt DIE LINKE laut Dr. Bunge die von CDU/CSU und SPD beschlossene Anhebung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre ab, weil sie nichts außer einer flächendeckenden Kürzung der Renten und somit Altersarmut per Gesetz bringt. Wir fordern hingegen flexible Ausstiegsmöglichkeiten bereits vor dem 65. Lebensjahr.

Teilnehmer des Forums sprachen die geringeren Ostrenten und das Problem des Rentenstrafrechts an. Elke Reinke forderte: "18 Jahre nach dem Anschluss der DDR an die BRD ist eine Angleichung der Renten und Löhne an das Westniveau überfällig. Auch die Rentenungerechtigkeiten für einzelne Berufs- und Personengruppen im Osten Deutschlands müssen abgebaut werden." Betroffen sind unter anderem Beschäftigte des Gesundheits- und Sozialwesens der DDR, alle Akademikerinnen und Akademiker sowie Menschen, die Angehörige gepflegt haben. Elke Reinke erklärte weiter dazu: "Um die ungleiche Anerkennung von Lebensleistungen zu beenden, hat meine Fraktion im Mai diesen Jahres 17 Anträge zur Rentenüberleitung in den Bundestag eingebracht."

